
Schaumburger Nachrichten am 19.04.2017:

Als „Tiefschlag für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit weltweit“ wertet die Schaumburger
Bundestagsabgeordnete der Grünen, Katja Keul, den Ausgang des Referendums. Mit Erdogan
an der Spitze könne die Türkei nicht EU-Mitglied werden. Deutsche und europäische
Finanzhilfen sollten Keul zufolge ebenso eingestellt werden wie Rüstungsexporte, außerdem
fordert sie den Abzug der Bundeswehr vom Luftwaffenstützpunkt Incirlik.

Die Bundesregierung müsse „dringend verhindern, dass die Firma Rheinmetall wie geplant
das Know-how für den Aufbau einer eigenen Panzerproduktion an die Türkei veräußert“. Das
Wahlverhalten der in Deutschland lebenden Türken belege Defizite bei der Integration, „aber
auch bei der Vermittlung von demokratischen und rechtsstaatlichen Grundwerten“.


